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Bescheid nach § 60a Abs. 1 Ao über die gesonderte Feststeiluns der Einhal-tung der satzungsmäßigen voraussetzungen nach den s§ s1, sg;so uno 61 Ao

Feststellung

Die Satzung der Körperschaft

Dorfverein Lonnig, lm steilen Stück 4, 56295 Lonnig

in der Fassung vom 12.12.2021 (zuletzt geändertam 1z.1z.zoz1)
erfüllt die satzungsmäßigen voraussetzungen nach den s§ s1, sg, 60 und 61 Ao.

Abkürzungen: AO = Abgabenordnung, BSIBI =b
ESTDV = Einkommensteuer-Durchführungsverordnung, GewStG = Gewerbesteuergesetz,

Landesfinanzkasse Daun
Bankverbindung
BBk Koblenz
IBAN: DE04 5700 0000 0057 OO15 17
BIC: MARKDEFi STO

Öff nungszeiten Service-Center
Mo. u. Di.: 08.00 - 16:00 Uhr
Mi. u Fr 08:00 - 12:00 Uhr ""' rr.rJdll'rl!
Do.: 0g:00 - 1g:00 uhr A*8s,r6r.B€R

(oder nach Vereinbarung)

Zuständi ge Service-Center
Mayen, Töpferskaße 28

lnfo'llotline der Finanzärnter für allgemeine steuerliche Fragen: azil - 20 1?g 2Ts



Hinweise zur Feststellung

2-

Eine Anerkennung, dass die tatsächliche Geschäftsführung (§ 63 Ao) den für die Anerkennung
der Steuerbegünstigung notwendigen Erfordernissen entspricht, ist mit dieser Feststellung nicht
verbunden

Diese Feststellung bindet das Finanzamt hinsichtlich der Besteuerung der Körperschaft und der
steuerpflichtigen, die Zuwendungen in Form von spenden und Mitgliedsbeiträgen an die Körper-
schaft erbringen (§ 60a Abs. 1 Satz 2 Ao). Die Bindungswirkung dieser Feststellung entfällt ab
dem Zeitpunkt, in dem die Rechtsvorschriften, auf denen die Feststellung beruht, aufgehoben
oder geändert werden (§ 60a Abs. 3 AO). Tritt bei den für die Feststellung erhebtichen Verhält-
nissen eine Anderung ein, ist die Feststellung mit Wirkung vom Zeitpunkt der Anderung der Ver-
hältnisse aufzuheben (§ 60a Abs. a AO).

i Bitte beachten Sie, dass die lnanspruchnahme der Steuervergünstigungen auch von der tat-
sächlichen Geschäftsführung abhängt, die der Nachprüfung durch das Finanzamt - ggf. im Rah-
men einer Außenprüfung - unterliegt. Die tatsächliche Geschäftsführung muss auf die aus-
schließliche und unmittelbare Erfüllung der steuerbegünstigten Zwecke gerichiet sein und den
Bestimrnungen der Satzung entsprechen.

Dies muss durch ordnungsgernäße Aufzeichnungen (insbesondere Aufstel{ung der Einnahmen
und Ausgaben, Tätigkeitsbericht, Vermögensübersicht mit Nachweisen über Bilciung und Ent-
wicklung der Rücklagen) nachgewiesen werden (§ 63 Ao). über die steuervergunstigungen
nach den einzelnen steuergesetzen wird im Rahmen des veranlagungsverfahrens entschieden.
ln iedem Falle ist die KÖrperschaft insoweit ertragsteuerpflichtig, als sie einen wirtschaftiichen
Geschäftsbetrieb unterhält, der kein Zweckbetrieb ist. Soweit Körperschaftsteuerpfticht gegeben
ist' besteht im gleichen Umfang Gewerbesteuerpflicht. Durch die Gewährung der steuerbefrej-
ung von der KÖrperschaft- und Gewerbesteuer wird die Umsatzsteuerpflicht grundsätzlich nicht
beruhrt.

Bei Beschäftigung von Arbeitnehmern sind Lohnsteuer, Solidaritätszuschtag und ggf. Kirchen-
steuer einzubehalten und an das Finanzamt abzuführen.

Dieie"ht"behelf"belehrung bezieht 
"i"h 

nur auf die rorstehende Feststellung.
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Hinweise zur Steuerbegünstigung

Die Körperschaft fördert

folgende gemeinnützige Zwecke:
Förderung der Jugendhilfe
(§ 52 Abs. 2 Satz 1 Nr.(n) 4 AO).
Förderung von Kunst und Kultur
(§ 52 Abs. 2 Satz 1 Nr.(n) S AO).
Förderung des Naturschutzes und der Landschaftspflege im Sinne des Bundesnatur-

schutzgesetzes und der Naturschutzgesetze der Länder sowie des Umweltschutzes
(§ 52 Abs. 2 Satz 1 Nr.(n) S AO).
Förderung der Heimatpfrege, Heimatkunde und ortsverschönerung
(§ 52 Abs. 2 Satz 1 Nr.(n) zz AO ).

Hinweise zur Ausstellu ng von Zuwendungsbestätigu ngen

Zuwendungsbestätigungen für Spenden
Die KÖrperschaft ist berechtigt, für Spenden, die ihr zur Venrendung für diese Zwecke zugewen-
d.et werden, Zuwendungsbestätigungen nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck (§ 50 Abs. 1

ESTDV) auszustellen.
Die amtlichen Mueter für die AusstEllung steuerlicher Zuwendungsbestätigungen stehen im ln-

als ausfüllbare Formulare zur Verfügung

Zuwend u ngs bestätig un gen fü r Mitg liedsbeiträ ge
Die Körperschaft ist nicht berechtigt, für Mitgliedsbeiträge Zuwendungsbestätigungen naeh amt-
lich vorgeschriebenem Vordruck (§ 50 Abs. 1 ESTDV) auszustellen, weil Zwecke i. s. von § 10b
Abs. 1 Satz I ESIG gefördert werden.

ZuwendungsbestätigungenfürSpendenundMitgliedsbeiträgei.s.oes5ffi
fen nur ausgestellt werden, wenn das Datum dieses Feststellungsbescheides nicht länger als
drei Kalenderjahre zurückliegt und bisher kein Freisteltungsbescheid oder keine Freistellung mit-
tels Anlage zum Körperschaftsteuerbescheid erteilt wurden. Die Frist ist taggenau zu berechnen
(§ 63 Abs. 5 Ao).

Haftung bei unrichtigen Zuwend un gsbestätigu n gen

Wer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine unrichtige Zuwendungsbestätigung ausstellt oder ver-
anlasst, dass Zuwendungen nicht zu den in der Zuwendungsbestätigung angegebenen steuerbe-
günstigten Zwecken veruvendet werden, haftet für die entgangene steuer.

Dabeiwird die entgangene Einkommensteuer oder Körperschaftsteuer mit 30 %, die entgan-
gene Gewerbesteuer pauschal mit 15 o/o der Zuwendung angesetzt (§ 10b Abs. 4 ESIG,
§ I Abs. 3 KStc, § 9 Nr. 5 GewStG).
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Bei Kapitalerträgen, die bis zum 31 .12.2}23zufließen, reicht für die Abstandnahr" ,"-
f:r:f::::rj"^y:Ty1n?..n l44aAbs 4und7satz 1Nr 1, §owieAbs.4bsatz l Nr.3undAbs' 10 satz 1 Nr' 3 ESIG die vorlage dieses Feststelungsbescheides oder;;;r;Jr#::
ner amtlich beglaubigten Kopie dieses Feststellungsbescheides aus. Das Gleiche gilt bis zumo' a' Zeitpunkt für die Erstattung von Kapitalertragsteuer nach § 44b Abs. 6 satz 1 Nr. 3 ESIGdurch das depotführende Kredit- oder Finanzdienstleistungsinstitut. soweit die Kapitalerträge
i' s' des § 43 Abs' 1 satz 1 Nr. 1a ESIG einen Betrag ,onlo.ooo Euro übersteigen, ist ein steu-erabzug in HÖhe von drei Fünfteln vorzunehmen, wenn der Gläubiger beizuflus-s 0",. xup,,"r"r--träge nicht seit mindestens einem Jahr ununterbrochen wirtschaftlicher Eigentümer der Aktienoder Genussscheine ist,

Die voriage dieses Feststellungsbescheides ist unzulässig, wenn die Erträge in einem wirt-schaftlichen Geschäftsbetrieb anfallen, für den die Befreiung von der Körper"schaftsteuer äusoe-schlossen ist r"- --'

Hinweise zum Kapitalertragsteuerabzug

Begründung und Nebenbestimmung

Rechtsbehelfsbeleh ru ng

Die in diesem Bescheid enthaltenen Venvaltungsakte können mit dem Einspruch angefochten

XjjiT^I:^::.::,::]:rj11"_":,::"?:"".n,ossen, sowert dieser Bescheid einen verwanunssakt
änderl oder ersetzt, gegen den ein zuldssiger Einspruch oder (nach einem .;;.L;;;;l:'""
spruch) eine zulässige Klage, Revision oder Nichtzulassungsbeschwerde anhängig ist. ln die-
sem Fallwird der neue Bescheid Gegenstand des Rechtsbehelfsverfahrens.

Der Einspruch ist bei dem oben genannten Finanzamt schriftlich einzureichen, diesem elektro-
nisch zu übermitteln oder dort zur Niederschrift zu erklären.

Die Frist für die Einlegung des Einspruchs beträgt einen Monat. Sie beginnt mit Ablauf des Ta-ges, an dem lhnen dieser Bescheid bekannt gegeben worden ist. Bei Zusendung durch einfa-
chen Brief oder Zustellung mittels Einschreiben durch übergabe gilt die ae1annt-ga;" il;;
dritten Tag nach Aufgabe zur Post als bewirkt, es sei denn, dass der Bescheid zu einem späte-
ren Zeitpunkt zugegangen ist. Bei Zustellung mit Zustellungsurkunde oder mittels Einschreiben
mit Rückschein oder gegen Empfangsbekenntnis ist Tag der Bekanntgabe der Tag der Zustel-
lung.

Bei Einlegung des Einspruchs soll der venvaltungsakt bezeichnet werden, gegen den sich der
Einspruch richtet Es soll angegeben werden, inwieweit der Verwaltungsakt angefochten wird.

l::'"t sollen die Tatsachen, die zur Begründung dienen. und die Beweismittel angeführt wer-
oen.
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Gerhard Weber

lnformationen über die Verarbeltung personenbezogener Daten in der Steuervenvaltung und über lhre Rechtenach der Datenschutz-Grundverordnung sowie ühe; lhre Ansprechpartner in Datens"nüt=trrgän *ntnehmen Siebitte dem allgemeinen lnformationsschreiben der Finanzven ättung. Dieses lnformationsschreiben finden Sie un-ter un,trw.finanzamt.de (unter der Rubrik ,,Datenschutz") oder erhaltän Sie bei lhrem Finanzamt.


